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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die personelle Zusammensetzung des Regierungsgremiums war schon lange Zeit nicht
mehr so konstant gewesen wie beim Bundesrat der Ausgabe 2011 bis 2015. Tatsächlich
hatte die letzte Mutation Ende 2011 stattgefunden, als Micheline Calmy-Rey (sp) ihren
Sitz für Alain Berset (sp) geräumt hatte. Ähnlich lange Phasen unveränderter
Zusammensetzung gab es in der Geschichte der Landesregierung nur sehr selten. Im
Schnitt kam es in den letzten rund 50 Jahren alle eineinhalb Jahre zu personellen
Veränderungen. Einiges sprach dafür, dass die Regierung auch nach den
Gesamterneuerungswahlen von 2015 nicht verändert werden würde. Zwar wurde vor
allem seitens der SVP immer wieder der Rücktritt von Finanzministerin Eveline Widmer-
Schlumpf (bdp) gefordert, weder die BDP-Bundesrätin noch ein anderes
Regierungsmitglied äusserte aber vor den Parlamentswahlen Rücktrittsgedanken. 
Erst zehn Tage nach den eidgenössischen Wahlen, die ein Erstarken von SVP und FDP
und deutliche Verluste für BDP, CVP und GLP brachten, reichte die Bündner
Magistratin ihre Demission ein. Das Wahlresultat sei zwar ein Faktor für ihren Rücktritt,
aber nicht der entscheidende. Sie sei auch nicht amtsmüde, wolle aber zugunsten ihrer
Familie kürzer treten, die wesentlich mehr unter den dauernden Attacken auf ihre
Person gelitten hätte als sie selber. Sie sei ob des Entscheides nicht erleichtert, aber
trotzdem davon überzeugt, mit ihrem Entschluss, welcher bei den
Gesamterneuerungswahlen gereift war, die richtige Entscheidung getroffen zu haben.
Auch für die Entwicklung der BDP, die in den Medien stets sehr stark mit ihrem Namen
in Verbindung gebracht werde, sei es besser, wenn sie zurücktrete. 
In den acht Jahren ihrer Amtszeit, die mit der Nicht-Bestätigung von Christoph Blocher
begonnen hatte, stand Eveline Widmer-Schlumpf zuerst drei Jahre dem EJPD und dann
dem EFD vor. Die Regierungszeit der BDP-Bundesrätin war geprägt durch stetige und
harte Attacken seitens der SVP, der sie ursprünglich als Regierungsrätin von
Graubünden vor der Abspaltung der BDP selber angehört hatte. In der Bevölkerung war
die Magistratin allerdings beliebt, wurde sie doch im Januar 2009 zur Schweizerin des
Jahres 2008 gekürt. Damit sei ihre Standhaftigkeit gegenüber der Hetzkampagne der
SVP belohnt worden. Die Volkspartei hatte sie aufgefordert, sofort zurückzutreten oder
die SVP Graubünden werde aus der Partei ausgeschlossen. Auch die deutliche
Bestätigung bei den Bundesratswahlen nach den Parlamentswahlen 2011 zeigte den
Rückhalt, den die Bündnerin auch in grossen Teilen des Parlaments hatte. In den
Medien wurde Widmer-Schlumpf als sehr dossiersicher, tüchtig und fachkompetent
beschrieben. Der Umstand, dass sie nie über eine Hausmacht im Parlament verfügt
habe und sich trotzdem acht Jahre habe halten können, zeige ihre Standhaftigkeit. Die
Rückzugsgefechte beim Bankgeheimnis und die Steuerkonflikte mit den USA bleiben mit
ihrem Namen behaftet. Die NZZ urteilte, dass Widmer-Schlumpf als Finanzministerin
mehr verändert habe, als viele ihrer Vorgänger zusammen. Laut der BZ werde sie als
Frau in die Geschichte eingehen, die das Bankgeheimnis beerdigte. Zudem weise ihre
Bilanz auch Makel auf. Vor allem die Reorganisation des Bundesamtes für Migration
während den ersten Jahren im Justizdepartement sei auf viel Misskredit gestossen. Im
TA wurde die Bundesrätin gelobt, weil sie ohne Ideologie getan habe, was nötig gewesen
sei. Der Abgang erfolge zudem mit Würde; sie leiste damit der Schweiz einen Dienst und
vermeide schmutzige Spielchen bei den anstehenden Bestätigungswahlen. Auch Le
Temps lobte Eveline Widmer-Schlumpf als Frau mit Nerven aus Stahl, die mit ihrer
Dossiersicherheit unaufgeregt getan habe, was getan werden musste. Weil ihre Basis
immer mehr schwächelte – hingewiesen wurde etwa auch auf die geplatzte
Zusammenarbeit zwischen CVP und BDP – und die Bündnerin auf wechselnde
Koalitionen angewiesen gewesen sei, sei der Rücktritt aber letztlich gar nicht zu
verhindern gewesen. 
Bei der Verabschiedung der Magistratin im Rahmen der Bundesratswahlen Anfang
Dezember würdigte Nationalratspräsidentin Christa Markwalder (fdp, BE) den feinen
Humor von Eveline Widmer-Schlumpf und sprach ihr eine Schlüsselrolle bei der
Bewältigung der Finanz- und Wirtschaftskrise zu. Dass die Finanzen im Lot geblieben
seien, sei auch ihr Verdienst. Der langanhaltende Applaus und die stehende Ovation
wurde auch von den SVP-Ratsmitgliedern gespendet. Für Unmut sorgte allerdings Neo-
Nationalrat Roger Köppel (svp, ZH), der während der Würdigung an seinem Notebook
arbeitete. In ihrer Abschiedsrede hob die scheidende Magistratin den Mahnfinger und
wies darauf hin, dass der Weg der Schweiz darin bestehe, Minderheiten zu respektieren

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 28.10.2015
MARC BÜHLMANN
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und Kompromisse zu suchen. 1

Viel mediale Aufregung verursachte die Reaktion von Bundesrätin Simonetta
Sommaruga auf ein Votum von Neo-Nationalrat Roger Köppel (svp, ZH) im Rahmen der
Debatte um das Freizügigkeitsabkommen mit Kroatien. Der Zürcher SVP-Nationalrat
warf der Magistratin unter anderem vor, sich mit „einer frivolen Leichtfertigkeit [...]
über Verfassungsbestimmungen hinweg[zu]setzen“ und „lieber von
Plangenehmigungsverfahren statt von Enteignungen [zu reden], wenn Sie den Leuten
die Häuser und Wohnungen wegnehmen wollen". Sommaruga erhob sich während
Köppels Rede und begab sich aus dem Ratssaal. Wenige Momente später folgte ihr die
SP-Fraktion und einige weitere Ratsmitglieder. Die Reaktionen auf diesen "Eklat" (BaZ)
waren gemischt. Während die Einen Köppel Respektlosigkeit und mangelnden Anstand
vorwarfen, befanden die Anderen die Reaktion der Justizministerin als dünnhäutig: Der
Provokation werde so eine noch grössere Bühne geboten. Bei der Fortsetzung der
Session am Nachmittag fragte Köppel bei der Bundesrätin nach, weshalb sie den Saal
verlassen habe, worauf diese erwiderte, dass sie gerne Fragen zu Kroatien beantworte.
In einem BaZ-Interview kritisierte der Zürcher Nationalrat das Verhalten als "Affront
gegenüber dem Gesetzgeber". Die Justizministerin war freilich seit einiger Zeit
Zielscheibe der Weltwoche, bei der Köppel als Chefredaktor und Verleger fungiert. 
Die Kommentarspalten in der Presse füllten sich in der Folge noch einmal, als Christa
Markwalder (fdp, BE), die als Nationalratspräsidentin die Rede von Köppel hätte mahnen
oder gar unterbinden können, zu Protokoll gab, die Causa Sommaruga vs. Köppel
beruhe auf einem Missverständnis. Simonetta Sommaruga habe lediglich die Toilette
aufgesucht. In das beharrliche Schweigen der Berner Magistratin zum Thema
investierten zumindest die Boulevard- und Sonntagsmedien noch einmal einige
Druckerschwärze. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.04.2016
MARC BÜHLMANN

Aus drei Gründen wollte Roger Köppel (svp, ZH) mit Hilfe einer parlamentarischen
Initiative Bundesratssitzungen und Mitberichtsverfahren öffentlich machen: Erstens
verschweige der Bundesrat politisch relevante Entscheide und umgehe damit das
Mitwirkungsrecht des Parlaments – Köppel verwies auf die Kohäsionszahlung an die EU
in der Höhe von CHF 1.3 Mrd., die die Regierung «geheim» gehalten habe; zweitens
würden mit öffentlichen Sitzungen die Indiskretionen aufhören, welche einzelne
Departemente gezielt nach aussen dringen liessen, um den Anliegen der eigenen
Departementschefin oder des Departementschefs zum Durchbruch zu verhelfen, um
andere Regierungsmitglieder anzugreifen oder um die öffentliche Meinung zu
beeinflussen; drittens könne dank dem einzuführenden Öffentlichkeitsprinzip auf das
Amt einer Bundesratssprecherin oder eines Bundesratssprechers verzichtet werden.
Köppel wies darauf hin, dass die Verhandlungen der Kantonsregierung im Kanton
Solothurn schon seit 1875 der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden und der
Kanton damit gute Erfahrungen gemacht habe.
Die Ablehnung der SPK-NR war mit 18 zu 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen deutlich. Die
Forderung sei nicht vereinbar mit dem Kollegialitätsprinzip, weil die Veröffentlichung
von Verhandlungen dazu führen könnte, dass die Parteien vermehrt Einfluss auf ihre
Bundesratsmitglieder nehmen würden, womit die Kompromissfindung erschwert
würde, begründete die Kommissionsmehrheit ihren Entscheid. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.02.2019
MARC BÜHLMANN

In der Sommersession 2019 machte der Nationalrat kurzen Prozess mit der
parlamentarischen Initiative Köppel (svp, ZH), die verlangt hatte, dass
Bundesratssitzungen und Mitberichtsverfahren öffentlich gemacht werden.
Diskussionslos wurde das Anliegen mit 153 zu 34 Stimmen (keine Enthaltungen)
versenkt. Der Urheber des Vorstosses war bei der Abstimmung nicht zugegen, weshalb
es wohl auch zu keiner Debatte kam. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.06.2019
MARC BÜHLMANN
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